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Nr. 236. Mittag ⸗Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


Paris, 23. Mai. Aus Meſſina wird gemeldet, daß das 
ſelbſt einige republikaniſche Banden zerſprengt worden ſeien. 

Belgrad, 23. Mai. Omer Paſcha iſt heute hier einge⸗ 
troffen, von dem Muſikkorps der türkiſchen ſowohl wie der 
ſerbiſchen Truppen empfangen worden, und Abends über Se: 
rajewo nach Moſtar weitergereiſt. 

London, 22. Mai. Nach hier eingetroffenen Berichten aus New: Nort 
vom 11. d. Mis. baben die Virginier das der Union gehörige Dampſſchiff 
„Seldon“ in Beſitz genommen. Das Gerücht von einem Negeraufſtande in 
Kentudy hat ſich nicht beſtätigt. Der „Great Eaſtern“ war in New⸗Nork 
angekommen. 1 

Turin, 22. Mai. Aus Rom wird vom geſtrigen Tage gemeldet, daß 
daſelbſt eine mit 10,000 Unterſchiften verſehene Petition an den Kaiſer Na⸗ 
poleon und den König Victor Emanuel ungeachtet der ſeitens der Polizei 
dagegen ergriffenen Maßregel abgegangen, daß der veröffentlichte Inhalt 
derſelben aber unrichtig ſei. 8 

Mailand, 22. Mai. Manifeſtationen, die ſich heute wiederholten, nah⸗ 
men einen bedenklichen Charakter an. Nationalgarde und Truppen ſtelten 
die Ruhe her. Der Abend verlief ruhig 8 1 

Paris, 22. Mai. Herr von Cadore hat ſich nach Rom eingeſchifft, um 
— Herzog von Grammont daſelbſt zu erſetzen, der in die Bäder von Vichy 
gehen wird. 


Paris, 22. Mai. Das ruſſiſche Geſchwader wird am 25. d. Mts. von 9 


Kronſtadt abgehen, um ſich an die ſyriſche Küſte zu begeben. 
Peſth, 22. Mai. „Scharf's Correſ.“ meldet: „Dem Vernehmen nach 
oll die militäriſche Steuer⸗Eintreibung im ganzen Lande ſiſtirt werden. 
an glaubt, daß der Landtag ein proviſoriſches Auskunftsmittel finden 
wird, um bis dahin, wo er über die Steuerfrage definitiv zu beſchließen in 
der Lage ſein wird, die Staatsfinanzen für den Steuerausfall zu decken.“ 
Madrid, 21. Mai. Die portugieſiſchen Cortes ſind geſtern eröffnet 
worden. 


re u ß e n. 
Candtag. 5 


K. C. 55. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 23. Mai. 
Präs. Simſon eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſtertiſche: 
Be en v. Patow, v. Bernuth. Das Haus iſt auf der Linken nur 
ärlich beſetzt. 
— Präſ.: Der $ 10 der Ueberweiſung wegen Ermittelung des Reinertra⸗ 
es der Grundſteuer beſtimmt, daß eine Cenkral⸗Commiſſion zuſammentreten 
oll, zu der jedes der beiden Häuſer des Landtages aus jeder Provinz je 
1 Mitglied zu wählen hat. Es iſt nun ein Schreiben des Finanzminiſters 
eingegangen, in welchem angezeigt wird, daß die Grundſteuergeſetze unter 
dem 21. d. M. allherhöchſt vollzogen ſind und in den nächſten Tagen durch 
die Geſetzſammlung werden veröffentlicht werden. Der Finanzminiſter for⸗ 
dert das Haus en die Wahl vorzunehmen und der Regierung davon Mit⸗ 
theilung zu machen. Die Central⸗Commiſſion wird am Schluſſe dieſes Jah⸗ 
res oder Anfang des nächſten Jahres zuſammentreten, die Wahl iſt nicht 
auf die Mitglieder des Hauſes beſchränkt. Auf Vorſchlag des Präſidenten 
wird die Wahl in der Weiſe vollzogen, daß die Mitglieder des Hauſes pro⸗ 
vinzenweiſe zuſammentreten und je ein Mitglied wählen. Die Wahl erfolgt 
vor der ge inächſten Sitzung. 
ur Berathung kommt der Commiſſions⸗Bericht über den von den Ab⸗ 
geordneten Andre, v. Bockum⸗Dolffs und Genoſſen eingebrachten Entwurf 
einer rheiniſch⸗weſtfäliſchen Landgemeindeordnung. Die Commiſſion befür⸗ 
wortet den Entwurf im Weſentlichen; die Regierung hat ſich in der Com⸗ 
miſſion mit der Initiative des Hauſes nicht einverſtanden erklärt; ſie iſt 
ihrerſeits mit Vorbereitungen zu ähnlichen Entwürfen beſchäftigt, und wird 
darüber erſt die betreffenden Provinziallandtage hören. — Bei der allge⸗ 
meinen Diskuſſion ſpricht zuerſt Abg. Schult, völlig unverſtändlich, nach 
der Ankündigung des Präſidenten gegen den Entwurf. = 5 
Abg. Waldeck: Das Beſtreben, für die beiden weſtlichen Provinzen 
eine Gemeinde⸗Ordnung zu ſchaffen, erkenne er an, aber das Ziel einer ein⸗ 
heitlichen Gemeinde⸗Ordnung für alle Provinzen ſei feſtzuhalten; wären in⸗ 
be beim gegenwärtigen Stadium der Seſſion weſentliche Vortheile zu er⸗ 
warten, 0 bunte man zufrieden fein, im Einzelnen zu beſſern; ein prak⸗ 
tiſcher Erfolg ſei aber nicht zu erwarten, nur die Anſicht des Hauſes könne 
conſtatirt werden, dazu aber bedürfe es einer mehr eingehenden Vorberei⸗ 
tung; das Wünſchenswertheſte ſei, wenn der Entwurf als Material für die 
Zukunft der Regierung überwieſen würde; beantragen wolle er das indeß 
nicht. — Die Grundzüge des vorliegenden Entwurfes ſchienen ihm nicht der 
Ausdruck des Landes zu ſein. Der Ausdruck „Gutsbezirk“ ſei beibehalten, 
den man früher in Deitfalen gar nicht gekannt habe, der erſt 1841 auf dem 
weſtfäliſchen Provinzial⸗Landtage aufgekommen ſei; in den öſtlichen Provin⸗ 
7 möge die Gutspolizei noch mehr Boden haben. Ferner ſei das — neu⸗ 
ich verworſene — Dreiklaſſenſyſtem beibehalten; die Rheinländer hätten es 


auch von ſich abgewehrt, und ſo ſei dem Entwurf, der doch beiden Provin⸗ 


zen gemeinſam fein ſolle, in § 10 plötzlich ein privilegium flebile für die 


rovinz Weſtfalen aufgenommen. — Ferner ſollen nur Grundbeſitzer Bür⸗ 
ermeiſter werden; das ſei zu erklären aus den Erfahrungen der letzten 
% re, mo man — namentlich im Mindenſchen — Schreiber, Supernume⸗ 
Tarlen u. dergl. lediglich wegen ihrer guten 1 f c zu Amtmännern ge⸗ 
macht habe; aber die neue Beſtimmung ſei ein Mißgriff; ſie werde keine 
andere Folge haben, als daß man ſie durch Scheinverträge umgehe. 
Präſident: Der a des Abg. Waldeck ſei inzwiſchen in Erfüllung 
gegangen (Heiterkeit); ein Antrag des Abg. v. Bardeleben ſei eingebracht, 
ben vorliegenden Entwurf der Regierung als Material bei der künftigen 


Reform der Gemeinde⸗Ordnung zu übergeben. — Dieſer Antrag wird auf 
allen Seiten des Hauſes unteritüßt ne 
Abg. v. Bardeleben: Das Bedürfniß zur Reform der rheinischen 


Landgemeinde Ordnung Tiege formell wie materiell vor; formell, weil in dieſe 
1 durch die Novelle von 1856 eine große Unklarheit dungen 
en ſei; materiell, weil dieſe Geſetzgebung eine viel zu weit gehende büreau⸗ 
ratiſche Bevormundung der Landgemeinden eingeführt habe. Das Urtheil 
über die rheiniſche Landgemeinde = Ordnung ſei jo allgemein, daß es nicht 
Wei ſei, näher darauf einzugehen. Anders liege die Sache in Bezug auf 
Weſtfalen; dort liege kein Novellenwerk vor, und auch in materieller Beziehung 
ei Diele Geſetze jener Vorwurf nicht zu machen. Dringende Wünſche auf 
händerung der weſtfäliſchen Landgemeinde⸗Ordnung ſeien auch nicht aus⸗ 
geiprogen, Das Haus ſolle nur in dringenden Fällen mit der Initiative 
Pan und zwar nur dann, wenn es ſich darum handele, die Regierung 
die Staats en Weg zu leiten. Dieſes Bedürfniß ſei hier nicht vorhanden; 
5 da gerung habe bereits ihre Aufmerkſamkeit dem Gegenſtande zu⸗ 
gewend‘ dei vorbereitende Schritte gethan. Bei einer ſolchen Situation 
und bei berg nahen Schluſſe der Seſſion werde ein praktiſcher Erfolg nicht 
erreicht wer Mal deshalb babe er den Antrag geſtellt, die Vorlage der Me: 
gierung als berwel zur Berückſichtigung bei den bevorſtehenden legislativen 
Arbeiten zu u 0 Er ſei deshalb keineswegs mit allen Vorſchlägen 
der Commiſſion einverftanden ; er habe Bedenken gegen die Zuſammenſetzung 
des Landgemeinderaths, gegen die Wahl der Bürgermeifter u. dgl. m. 
Abg. Delius gegen den Bardeſeben ſchen Antrag: Er wiſſe nicht, was 
der Miniſter des Innern mit der Ueberteichung des Commiſſions⸗Berichts 
und des urſprünglichen Entwurfes thun ſolle, da ſchon von verſchiedenen 
Seiten Einwürfe dagegen geſchehen ſeien, jedenfalls müfle doch das Haus 
ſich über die Grundzüge erklären; und unter dieſer Vorausſetzung könne er 
zu dem, im jetzigen Stadium der Seſſion allerdings plauſiblen Auslunfts⸗ 
mittel des Bardeleben ſchen Antrags ſich entſchließen. Uebrigens hätte er 
und ſeine Freunde dieſe ungünſtige Lage der Sache nicht verſchuldet; ſeit 
1856 ſei die Notwendigkeit einer Reform auf dieſem Gebiete. anerkannt, und 
man habe gehofft, die Regierung werde vorgehen. — Den Einwürfen gegen 
den Geſetzenkwurf antwortete er mit dem Wünſche, man möge ihn doch 
amendiren; für unverbeſſerlich hielten er und ſeine fer ul ihn nicht. Dem 
treben nach einer allgemeinen Gemeinde⸗Ordnung für alle Provinzen werde 
doch keine ſtärkere Schranke entgegengeſetzt als jezt ſchon beſtehe; er werde 
gern bereit ſein, für jenes Ziel mitzuwirken. 


et 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitn 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 209. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeltureg, welche Sonntag und Montag 


ß 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 24. Mai 1861. 


punkt der Regierung in dieſer Frage dargelegt; er habe erklärt, in welcher 
Weiſe die Regierung vorzugehen beabſichtige, und daß ſie noch nicht vorge⸗ 
gangen ſei, weil die Verhandlungen noch nicht zum Abſchluß gelangt ſeien. 
Sollte das Haus auf die Spezialberathung eingehen, ſo würde er auch hier 
ſich jeder Erklärung enthalten müſſen; die Regierung müſſe ſich ihre Ent⸗ 
ſchließungen vorbehalten, bis die Beſchlüſſe beider Häufer zu ihrer Kenntniß 
gelangt ſeien. Er könne ſich daher nur dem Abg. Bardeleben anſchließen; 
in Verlegenheit komme der Miniſter des Innern dadurch nicht, wie der Abg. 
Delius gemeint habe, viel eher könne er in Verlegenheit kommen, wenn Be⸗ 
ſchlüſſe der Majorität vorlägen; darnach würde er viel weniger frei; auch 
gebe er zu erwägen, daß das Haus wahrſcheinlich in dieſer Zuſammenſetzung 
nicht wieder zuſammentreten werde. Jedenfalls werde die Regierung die 
Prüfung eintreten laſſen, und darnach ihre Beſchlüſſe faſſen. Wenn der 
Abg. Waldeck auf den ſchon oft berührten Punkt, wegen der einheitlichen 
eng zurückgekommen ſei, ſo erkläre er, daß ſeiner Ueberzeugung nach 
gerade auf dieſem Gebiete mit großer Vorſicht zu Werke 92 c en werden 
müſſe; es könne hier nicht aus der Doctrin heraus etwas geſchafft werden; 
von beſtimmten Prinzipien aus müßten mit möglichſter Berückſichtigung der 
beſtehenden Verhaͤltniſſe die Gemeindeangelegenheiten geregelt werden; jo 
werde die Regierung dieſe Frage immer behandeln. 

Abg. Kaiſer für den v. Bardeleben'ſchen Antrag: Das Bedürfniß einer 

Reform für die Rheinprovinz erkenne er wohl an; es ſei aber nicht ſo drin⸗ 
gend, namentlich nicht unter der jetzigen Verwaltung. Im Einzelnen ſei er 
egen die Beſtimmung, daß die Bürgermeiſter Grundbeſitzer ſein müßten; 
im Gegentheil wählten die Gemeinden gern Fremde zu Bürgermeiſtern, die 
gar nicht mit dem „Klüngel“ zuſammenhingen. Den Angriff des Commiſ⸗ 
ſtonsberichtes gegen die jetzigen, aus Supernumeraren, Feldwebeln u. ſ. w. 
— rheiniſchen Bürgermeiſter weiſe er zurück. Die Herab⸗ 
ſetzung des Cenſus wolle er auch nicht; man ſolle nicht immer daran mark⸗ 
ten, ob der Cenſus einen Thaler höher ſei oder niedriger; zwei Thaler Klaſ⸗ 
ſenſteuer ſei eine natürliche Grenze; wer weniger Jahn ſei Tagelöhner. 
Daß für die geheime Wahl die Präſidentenwahl hier im Haufe angeführt 
ſei, verſtehe er nicht. 
Abg. v. Vincke: Im Allgemeinen ſei die Initiative der Regierung in 
ſolchen Fragen wünſchenswerth; hier ſcheine ihm aber der Fall vorzuliegen, 
daß auch das Haus von ſeiner ern Gebrauch machen könne. Aus per⸗ 
ſönlicher Kenntniß ſei dem Miniſter dieſe Sache nicht bekannt; reichliche Ver⸗ 
handlungen hier im Hauſe und auf dem Provinzial⸗Landtage lägen darüber 
vor; der Oberpräſident von Weſtfalen ſei im Sckrenhauſe; hier im Hauſe 
jäßen höhere Verwaltungsbeamte; die Abgeordneten könnten Auskunft geben. 
Das Haus habe lange genug ß die Initiative der Regierung gewartet. 
Für Weſtalen ſei das Bedürfniß einer Reform allerdings nicht ſo drin⸗ 
gend, wie für für die Rheinprovinz, aber der vom Abg. Waldeck hervorge⸗ 
hobene Punkt wegen der Stellung der Gutsbezirke, bedürfe dringend der 
Aenderung. Eine gemeinſame Gemeindeordnung für alle Provinzen halte 
er nicht fuͤr thunlich. Erſtens habe ſich die Stellung der Rittergutsbeſitzer 
in den weſtlichen Provinzen ganz anders geſtaltet als in den öſtlichen; dort 
ſeien nur 5— 6pCt., hier 50—60 pCt.: auch das innere Verhältniß ſet ein 
anderes. Der zweite Grund ſeien die Landgemeinden; in den weſtlichen 
Provinzen habe man die Bürgermeiſtereien, die Sammtgemeinden; in den 
öſtlichen Provinzen ſei man gegen ſolche Zuſammenlegungen. Was den 
vom Abg. Waldeck angeführten Mangel an Vorbereitung angehe, ſo denke 
er, daß, wenn die Nene der Vertreter der weſtlichen Provinzen in der 
ee ſich betheiligt, für genügende Vorbereitung geſorgt ge⸗ 
weſen ſei. Der Abgeordnete Waldeck geht ferner auch zu weit, wenn 
er die aus dem Gemeindeverbande ausgeſchiedenen Gutsbeſitzer 15 
Wiedereintritt zwingen wolle. Die Comm. habe auch hier das Rich⸗ 
tige getroffen. Dann glaube er auch, daß, wenn einer vielleicht den 
vierten Theil der Gemeindeabgaben aufbringt, er ein weſentliches Intereſſe 
am Gemeindeleben habe, das in der Geſetzgebung ausgedrückt werden müfle; 
in Weſtfalen befänden ſich übrigens nicht blos Gutsbeſitzer, ſondern auch 
Bauern in dieſer glücklichen Lage. Wenn endlich gegen das Dreiklaſſen⸗ 
Syſtem zu Felde gezogen worden ſei, ſo habe man vergeſſen, daß zwiſchen 
Städten und Landgemeinden ein weſentlicher Unterſchied beſtehe; der weſt⸗ 
fäliſche Bauer könnte es leicht als ein beneficium flebile anſehen, wenn er 
in einer Klaſſe mit feinen größtentheils abhängigen Heuerleuten wählen 
ſollte; Geſetze aber müßten für beſtehende Verhältniſſe gegeben werden. Um 
auch den nicht vermögenden Klaſſen den ihnen gebührenden Einfluß zu ver⸗ 
ſchaffen, ſei von der Commiſſion eine Herabſetzung des Cenſus vorgeſchlagen. 
Man habe ferner dagegen geſprochen, daß die Bürgermeiſterſtellen auf Grund⸗ 
beſitzer beſchränkt werden ſollen. Er ſei aber auch nicht für Feldwebel oder 
Offiziere enthuſtasmirt, die zur Polizei verwendet würden, ſei es nun in 
oder außerhalb Berlin's, und er glaube, daß eine weſentliche Mißſtimmung 
im Reg.⸗Bezirk Minden durch die Beſetzung der Amtmannsſtellen mit Feld⸗ 
webeln hervorgerufen worden. Die Commiſſion habe deshalb die Wahl auf 
Grundbeſitzer beſchränkt, aber nicht auf den größeren Grundbeſitz. Gegen 
eine Beſetzung aus unlauteren Motiven ſchütze überdies das Beſtätigungs⸗ 
recht der Regierung. — Für den Antrag des Abg. v. Bardeleben ſei nun 
angeführt, bei der vorgerückten Zeit werde der consensus des andern Hauſes 
nicht mehr zu erreichen fein. Das glaube er allerdings auch, daß das Geſetz 
dort keinen Anklang finden würde, aber das würde auch in einem Jahre 
nicht der Fall ſein. Es ſei Haupiſache, daß der Minifter erfahre, welche 
Anſicht das Haus habe; wenn man ihm aber den Entwurf als Material zur 
Berückſichtigung überweiſe, ſo wiſſe er nicht, in welchem Sinne er ihn be⸗ 
rückſichtigen ſolle, da entgegengeſetzte Meinungen laut geworden. Die Dis: 
kuſſion müſſe alſo ſtattfinden, um ein Reſultat zu gewinnen. Die Grund⸗ 
ſteuergeſetze ſeien auch, nachdem ſie mehrere Seſſionen Gegenſtand der Be⸗ 
rathung geweſen, endlich zu Stande gekommen; das würde auch mit dieſem 
Geſetz der Fall ſein. Aber ein Anfang müſſe gemacht werden, das ſei allein 
des Hauſes würdig, nicht aber, ein Paquet zu machen und dem Miniſter 
als Material zur Berücksichtigung zu überſenden, ohne ihn wiſſen zu laſſen, 
in welchem Sinne dieſe Berückſichtigung ſtattfinden ſolle. (Bravo.) 

Abg. Beſeler: Der Antrag des Abg. v. Bardeleben entſpreche der Sach⸗ 
lage; er ſehe nicht ein, wohin eine Berathung führen folle; es ſeien dabei 
wichtige Vorfragen zu entſcheiden, z. B. in Betreff des Dreiklaſſenſyſtems 
u. ſ. w. Er könne es wohl begreifen, wie der Miniſter des Innern eine 
Reviſion der Städteordnung für die ſechs üftlihen Provinzen verſuchen 
konnte, ohne zugleich die Revifion auf die weſtlichen Provinzen auszudehnen; 
aber mit der Landgemeindeordnung ſtehe es anders. Die Verſchiedenheit der 
Verhältniſſe liege dort meiſtens in den Lokalgemeinden, die Sammtgemeinden 
hätten dieſelbe Grundlage. Er gebe deshalb die Hoffnung nicht auf, daß 
für wichtige Verhältniſſe der Sammtgemeinden eine gemeinſame Geſetzgebung 
erreicht werden könnte. Die Berathung der Vorlage werde einen praktiſchen 
Erfolg nicht haben; die Vorlage könne ſehr wohl der Regierung überwieſen 
werden. Dieſelbe werde dadurch aufgefordert, für die nächſte Seſſion die 
Sache in Angriff zu nehmen. 

Der Berichterſtatter Abg. v. Bockum⸗Dolffs empfiehlt den Antrag des 
Abg. v. Bardeleben und beſtreitet den Einwand, daß das Recht der Initia⸗ 
tive des Hauſes dadurch verkümmert werde. Die Regierung ſelber ſei fern 
davon, dem Hauſe dieſes Recht zu verkürzen. Sie babe anerkannt, daß eine 
neue Gemeindeordnung für die Mbeinprovinz ein Bedürfniß ſei und gedenke 
ſchon in der nächſten Seſfon eine Vorlage zu machen; in welcher Weiſe die 
Regierung ihrer Verpflichtung nachkommen wolle, könne das Haus ruhig ab⸗ 
warten. Wenn man auf das mogliche Verhalten des Herrenhauses binge: 
wieſen habe, ſo ſei das ebenfalls nicht zutreffend; dieſes 1 55 17 0 ſich bei 
ſeinen Berathungen und Beſchlüſſen nicht von ſolchen Erklärungen beſtimmen 
laſſen. Das Wahre werde ſich die Bahn trotz alledem brechen. 


Abg. v. Bardeleben (perſönlich): Auf die Bemerkungen der Abgg. h 


v. Vincke und Waldeck müſſe er erwidern, daß er als Regierungspräfident in 
Minden bei Anſtellung der Beamken ſich nicht von unlauteren Motiven 
leiten laſſe, ſondern nur nach Pflicht und Gewiſſen handle. Sollte der Vor⸗ 
wurf aber gegen ſeinen Vorgänger gerichtet ſein, ſo ſei er ebenfalls nicht in 
dem behaupteten Maße richtig. Die Beſchwerden gegen die Beamten ſeien 
nicht ſo zahlreich, wie angegeben worden, und manche der angegriffenen 
Amtmänner ꝛc. ſeien ausgezeichnete Beamte. 

Abg. v. Vincke (perſönlich): Er wolle ſich der Entgegnung hierauf ent⸗ 
halten, da er nicht die Grenze der perſönlichen Bemerkung überſchreiten 


könne. Die 


Miniſter des Innern: Er habe bereits in der ehen den Stand» | möchte, wie der Vorredner, der ſogar ſeinen Amtsvorgänger in dieſelbe 


Pine deen habe. 

Abg. Waldeck (perfönlih): Er habe nur den ſehr bekannten Vorgänger 
des Herrn v. Bardeleben im Sinne gehabt, und ſei weit entfernt 7 — 
von Herrn v. Bardeleben zu ſprechen. Für die Richtigkeit der angeführten 
Thatſachen könne er ſich nur auf die ihm aus ſeinem Wahlbezirk zugegan⸗ 
genen Mittheilungen berufen. Er wolle nicht einzelne Perſonen nennen, 
aber ein Syſtem, wie das des Peters, werde wohl Keiner billigen. 5 

Der Antrag des Abg. v. Bardeleben wird darauf angenommen. Für 
denſelben ſtimmen die Fraction Mathis, die Linke, die Wald 
Gen., gen denſelben der größte Theil der Fraction Binde. — Einige auf 
dieſen Gegenſtand bezügliche Petitionen werden für erledigt erklärt. 

Es folgt der Bericht der Unterrichts⸗Commiſſion über den Bentkowski⸗ 
ſchen Antrag in Sachen des amtlichen Gebrauches der n en 
Sprache in Großherzogthum Poſen. Der Commiſſions⸗Antrag 

auf Tagesordnung, zugleich mit Erklärung der Erwartung einer Reviſion 
nd geſetzlichen Regelung. ; 

Abg. v. Bentkowski: Die geſetzliche Baſis der polniſchen Anſprüche 
beruhe auf den Worten des Dlkupationspatentes, in welchen den Polen 
feierlich verheißen ſei, daß ihre Sprache neben der deutſchen gebraucht wer⸗ 
den ſolle. Man habe viel über den Sinn dieſer Worte geſtritten, aber die⸗ 
ſelben ſeien nicht zu interpretiren aus ſpäteren Aeußerungen, die eine Folg 
von Syſtems änderungen ſeien, ſondern der Sinn eines Geſetzes ergebe 
aus dem Geſetze ſelber. Das Okkupationspatent ſtehe im Zuſammenh 
mit den wiener Tractaten, es ſei eine Folge derſelben, und wenn man di 
Tractate ins Auge faſſe, könne kein Zweifel über die Bedeutung jener 
Worte mehr herrſchen. Das Recht der polniſchen Nationalität und des 
Gebrauchs der polniſchen Sprache in allen öffentlichen Verhandlungen ſei 
feierlich garantirt; die Commiſſion habe davon aber keine Notiz genommen 
und das garantirte Recht ganz dem Belieben der Verwaltung anheimgege⸗ 
ben. — Der Redner geht näher auf die bezüglichen ältern ae 
nach welchen Prozeſſe in der Sprache des Klägers, Acte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in der Sprache des Erklärenden geführt werden follen ; aber 
auf dem Gebiete der Gerichtsbarkeit und der Verwaltung habe die Willkür 
Platz gegriffen, und durch unerhörte Deutung der Geſetze, Reglements x. 
verdränge man die polniſche Sprache. Der Redner citirt, unter Nennung 
der Namen, zahlreiche Beiſpiele aus dem Großherzogthum Posen, in welchen 
Rechtsverweigerungen geſchehen und zum Theil vom Juſtizminiſter gut ge⸗ 
heißen worden ſeien. Man beſtrafe die Polen, um ſie zu zwingen, gericht⸗ 
liche Vorladungen in deutſcher Sprache anzunehmen, angeblich, weil 
ſie deutſch verſtänden, trotzdem die Polen berechtigt ſeien, die Vor⸗ 
ladungen in beiden Sprachen zu verlangen. Das verſtoße gegen das Ge⸗ 
ſetz von 1817 und gegen das Reglement von 1832; letzteres ſel durch reine 
Willkür und Erfindungen, in Erlaſſen des Oberpräſidenten v. Puitkammer 
verletzt. Gleich großer Geſetzesverletzungen bätten ſich die Miniſter der Fi⸗ 
nanzen und der Juſtiz in Verfügungen ſchuldig gemacht Aus Gründen 
der Staatsraiſon dürfe man garantirte Rechte nicht zerreißen; er müſſe 
aber auch beſtreiten, daß dies die Staatsraiſon gebiete. Den Antrag der 
Commiſſion, welche neben dem Ausſpruche der Tagesordnung legislative 
Regelung fordere, balte er für unlogiſch: es bedürfe keiner neuen Geſetze, 
da die alten nicht aufgehoben ſeien. Wozu auch neue Reglements und neue 
Geſetze, wenn die alten nicht beobachtet werden? Glaube man etwa, daß 
ein Spitem, welches die alten Geſetze nicht achte, die neuen reſpectiren 
werde? Er erkläre ſich desbalb gegen den Antrag der Commiſſion. (Im 
Verlauf der Rede rügte der Präſident einen beſonders heftigen Ausdruck 
des Redners.) : A 2 7 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Der Redner ſei in ſeinem Antrage und 
Vortrage von der Vorausſetzung ausgegangen, daß eine rückſt ie Ger⸗ 
maniſtrungs⸗Tendenz verfolgt würde, welche die polniſche Sprache a 
tiſch verkümmere; der Redner habe aufs Neue einen Gegenſtand zur Sprache 
gebracht, der im Laufe der Sitzungs⸗Periode wiederholt Gegenſtand der eins 
gehendſten Erörterung geworden ſei; er könne auf die damals ſtatigehabten 
Verhandlungen verweiſen. Wenn aber der Redner die Frage geſtellt, ob die 
Regierung nach Geſetz oder nach Tendenz verfahre? wenn er geſagt habe, 
daß tendenzibſe Erläuterungen des Geſetzes von höchſter Stelle ausgingen, 
ſo glaube er dieſe Bemerkungen nicht mit Stillſchweigen übergehen zu dür⸗ 
fen, die Staatsregierung gegen dieſe Vorwürfe ſchützen zu müſſen. 32 dieſe 
Kategorie gehörten auch die Ausdrücke, daß eine ganz willkürliche! 
ſtattſinde, daß das bon plaisir der Miniſter enticheide u ſ. w. Der Redn 
habe verſchiedene thatſächliche Momente citirt, welche vorzugsweiſe das 0 25 
Reſſort beträfen und welche weder in dem urſprünglichen Antrage, noch 
der Kommiſſion zur Sprache gekommen ſeien; er ſei deshalb auch außer 
Stande, auf dieſe thatſächlichen Momente in dieſem Augenblicke einzugeben, 
aber er müſſe bemerken, daß die meiſten dieſer Fälle gar nicht Gegenſtand 
einer Beſchwerde geworden ſeien. Wo wirklich Grund zur Beſchwerde wor: 
liege, da werde auch Abbilfe Bei wenn die Sache bis in die höchſte 
Beſchwerde⸗Inſtanz gelange. enn nun § 143 der Verordnung vom Jahre 
1817 den Mittelpunkt der Gravamina bilde, welche der Antragſteller g 
die Juſtizverwaltung — ae habe, ſo könne er dieſen Standpunkt 
theilen. Die Worte der Verordnung würden von dem Antragſteller in einem 
Sinne aufgefaßt, den die Staatsregierung nicht als berechtigt anerkennen 
; ie Beſtimmung „beide Sprachen find nach dem Bedürfniß der 
Parteien die Geſchäftsſprache“, bedeuteten nicht „nach der Willfür“ der Par⸗ 
teien, ſondern „nach dem objectiven Bedürfniß“. Die realen Verhälmiſſe 
der Provinz müßten zum Ausgangspunkt der Interpretation dienen. Es 
würde jedoch das Verlangen — Anwendung der polniſchen Sprache zu 
Zwecken geſtellt, welche mit dem wirklichen Bedürfniſſe nicht im Ein 
tänden. (Ruf: ſehr richtig.) 71 2 

Da müſſe man ſich nun in die Lage der Gerichte verſetzen und den Ver⸗ 
hältniſſen, wie ſie wirklich beſchaffen ſeien, Rechnung tragen. Er könne ver⸗ 
ſichern, daß Decennien verfloſſen ſeien, in denen ſich keine Rechtskandidaten 
der polniſchen Nation gemeldet hätten, und es ſei daher gar nicht Wunder 
zu nehmen, daß die Zahl der Juſtizbeamten, welche der polniſchen Sprache 
mächtig ſeien, nicht ſo groß ſei, wie die Herren annähmen. Es ſei 3. B. 
auf den Fall bingewieſen, in dem ein Todes⸗Urtheil über einen polniſchen 
Angeklagten gefällt ſei, obwohl der Präſident des Gerichtsboſes der polni⸗ 
ſchen Sprache nicht mächtig geweſen. Das hänge wieder mit ven bereits er⸗ 
örterten Zuſtänden zuſammen; die Zahl der höheren Juſtizbeamten, welche 
die Qualifikation zum Vorſitz hätten und der polniſchen Sprache mch 
ſeien, ſei ſehr gering. Das könne er aber verſichern, daß die Verhan 
mit der vollen Gründlichkeit geführt ſei; das Schwurgericht ſei beſetzt gewe⸗ 
ſen mit Richtern, welche die polniſche Sprache verſtanden, und die hinzuge⸗ 
zogenen Dolmetſcher ſeien die beiten der Provinz geweſen. Der Abgeordnete 
konne ſich deßhalb vollkommen berubigen, Daß ein poſenſches Gericht eine 
Eingabe in polniſcher Sprache zurückgewieſen habe, müſſe er ſehr bezweifeln 
und gewärtige Beweis dafür. Desgleichen könne er aus Erfahrung hinſicht⸗ 
lich des behaupteten Mangels an Formularen das direkte Gegentheil nach⸗ 
weiſen, da wenigſtens in den letzten zwei Jahren die poln. Formulare ein 
Gegenſtand beſonderer Fürſorge der Gerichte in der Provinz geworden ſeien. 
Das ſeien die bauptſächlichſten Gravamina, welche der AB: v. omsti 
der Juſtizverwaltung der Provinz Pofen zur Laſt gelegt babe, und er müſſe 
bei der Anſicht beharren, daß in der Provinz Poſen nicht, wie die Herren 


meinen, Tendenz, ſondern Geſetz die geltende Norm ſei. (Bravo.) 


ſtände der 1 und die in 157 kommenden Geſetze herrſchten allerdin 


hat vor — Zeit plotzlich die Annahme der amtlich an je 
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verlangen. Die Regierung, welche davon Kenntniß genommen, hat den Land⸗ 
rath veranlaßt, ſich mit dem Herrn in Verbindung zu ſetzen und ihn zu dem 
früheren Verhalten zu beſtimmen. Der Gutsbeſitzer hat auch verſprochen, in 
der alten Weiſe weiter zu korreſpondiren; nachdem er zurückgekehrt, bat er 
aber ſein Verſprechen widerrufen und ſchriftlich erklärt, daß er keine Verfü⸗ 
ben die nicht in polniſcher Sprache verfaßt und mit polniſcher Adreſſe ver⸗ 
ſehen ſei, annehmen werde. Da nun nach dem Reglement von 1832, von 
dem der Antragſteller ſelbſt zugeſtanden, daß es allein die Behörden verpflichte, 
knine Vorſchrift beſteht, an deutſchverſtehende Schulzen polniſche Verfügungen 
u erlaſſen, ſo hat man den Ritergutsbeſitzer von ſeinem Schulzenamte ent⸗ 
inden müſſen. Zur Charakteriſirung des ganzen Falles will ich noch die 
Thatſache anführen, daß Hr. v. D. oder S. (2), um zu erweiſen, daß mit 
dem Schulzenamt früher in polniſcher Sprache 8 worden ſei, ſich 
auf einen polniſchen Brief berufen hat, von dem ſich ſpäter herausgeſtellt, 
daß er an ſeinen Amtsvorgänger gerichtei war, einen nur polniſch re⸗ 
denden Bauern. (Heiterkeit! bort! hört!) Ich muß aber überhaupt 
alle die Vorwürfe, welche der Verwaltung in der Provinz Poſen gemacht 
worden, entſchieden zurückweiſen; ich kann mit Beſtimmtheit verſichern, daß 
ſäͤmmtliche Behörden der Provinz die größte Liberalität in der Anwendung 
der geſetzlichen Vorſchriften an den Tag legten. Wenn der Antragſteller 
und ſeine Freunde ſich darüber beſchweren, daß in der Provinz Poſen eine 
Germaniſirungstendenz vorwalte, ſo bemerke ich, daß die Germaniſtirungs⸗ 
tendenz durchaus nicht neueren Datums iſt, ſondern ſich ſchon aus dem 13. 
Jahrhundert herſchreibt. Ich erinnere an das Privileg, das ein polniſcher 
König ungefähr um's Jahr 1250 der Stadt Poſen gegeben, durch welches 
er ſie den deutſchen Koloniſten überwieſen und ihr ſogar magdeburgiſches 
Recht verliehen hat (v. Vincke: hört, hört!). Die Germaniſirung iſt in die⸗ 
fer Weiſe unter den polniſchen Königen fortgeführt worden; deutſche Städte 
ſind entſtanden und haben ſich mit deutſchen Handwerkern bevölkert; deutſche 
Koloniſten haben die polniſchen Wälder urbar gemacht; noch heute beſtehen 
aus jener Zeit deutſche Gemeinden fort unter dem Namen „Hauländereien“. 
In dieſem Zuſtande hat die Regierung 1815 die Prov. Poſen übernommen 
und ihr gegenüber kein anderes Verfahren beobachtet, als bei den übrigen 
Provinzen des Staats. Sie hat einfach der deutſchen Thatkraft, der deut⸗ 
ſchen Intelligenz und dem deutſchen Kapital freies Feld gelaſſen, in der 
Propinz Poſen ihre Thätigkeit zu entwickeln, und ich glaube nicht, daß ſie 
es ihren polniſchen Unterthanen verwehrt hätte, polniſche Thatkraft, polni⸗ 
ſche Intelligenz, polniſches Kapital in den anderen Provinzen zur Geltung 
zu bringen. Die Verhältniſſe ſind aber jetzt noch ganz andere, wie 1815; 
ich bin im Stande, auf Grund neueſter Erhebungen einige genaue ſtatiſtiſche 
Mittheilungen zu machen. m J. 1860 zählte die Provinz Poſen 1 Mill. 
400,000 Einwohner in 144 Städten und 5600 ländlichen Ortſchaften. Von 
dieſen Städten find 6 rein deutſch, keine rein polniſch, gemiſcht 138; von den 
Dörfern find 731 rein deutſch, 1010 reiü polniſch, 3860 gemischt, Nach 
41 Zahlen darf man alſo ſchwerlich noch die Behauptung aufſtellen, 
a 
der großen Mehrzahl der Bewohner der Provinz Poſen verfichern zu können, 
daß die große Mehrzahl nicht mehr einer polniſchen, ſondern einer preußi⸗ 
ſchen Provinz anzugehören ſich rühmt (lebhaftes Bravo), und daß auch die 
polniſch redenden Bewohner als treue Unterthanen Sr. Majeſtät des Königs 
von Preußen ſich fühlen, wenn ſie auch polniſch ſprechen. — Das Sprachen⸗ 
verhältniß in der Provinz ſtellt ſich übrigens nach amtlichen Zahlen folgen⸗ 
dermaßen: Von den 1,411,000 Einwohnern ſprechen nur deutſch 427,000, 
nur polniſch 657,000, beide Sprachen 352,800. Die Anzahl der deutſch reden⸗ 
den Bewohner der Provinz übertrifft alſo die der nur polniſch redenden. — 
Was die Anführung betrifft, daß an diejenigen deutſch geſchrieben wird, die 
notoriſch deutſch verſtehen, ſo hat der Abg. b. Bentkowsti die im Regulativ 
enthaltene Ausnahme vergeſſen, daß überall nur da mit einer polniſchen 
Ueberſetzung geſchrieben werden ſoll, wenn ſich aus den Verhandlungen nicht 
ergiebt, daß der Intereſſent ſich früher der deutſchen Sprachen bedient habe, 
in welchem Falle nur deutſch geſchrieben werden ſoll. Ich will ein Beiſpiel 
hierfür anführen. Ein polniſches Mitglied des Provinzlal⸗Landtages wurde 
u den Sitzungen des engeren Ausſchuſſes eingeladen. Da fih aus den 
kten ergab, daß daſſelbe früher deutſch eingeladen worden war und noch 
1859 in einer deutſchen Correſpondenz die Einladung angenommen hatte, fo 
ſchrieb man auch im vorigen Jahre die Einladung deutſch. Da kam eine 
Antwort in polniſcher Sprache, in welcher verlangt wurde, die Einladung 
ſolle in polniſcher Sprache ergehen. Es wurde dem Regulativ entſprechend 
deutſch mit polnifcher Ueberſetzung erwidert; anſtatt aber zu kommen, ſendete 
der Herr ein Schreiben mit der Erklärung: wenn er nicht polniſch eingeladen 
würde, könne er ſich überhaupt nicht als rite eingeladen anſehen. Es blieb 
er nichts übrig, als den Stellvertreter zum engern Ausſchuß einzuberufen. 
uch die Erfahrungen mit Geiſtlichen ſind eigenthümlicher Natur. In Gemein⸗ 
den, wo neben den Polen eine bedeutende Zahl deutſcher Kathollken wohnt, 
iſt die Einrichtung getroffen, daß die Geiſtlichen zu Zeiten deutſch predigen, 
wofür fie eine Remuneration aus den lönigl. Kaſſen erhalten. Die Kaſſen 
verlangen natürlich eine deutſche Quittung; was geſchieht aber ſeitens der 
Geiſtlichen? Es ſind Fälle vorgekommen, daß ſie deutſche Quittungen ver⸗ 
weigerten, weil ſie nicht deutſch ſchreiben konnten. (Große Heiterkeit.) — 
Um der Bebauptung entgegen zu treten, daß die Behörden in der Provinz 
Poſen zu wenig der polniſchen Sprache mächtig ſeien, theile ich folgende Da: 
ten mit. Von den 27 Landräthen find 17 der polniſchen Sprache ſo weit 
mächtig als es erforderlich iſt; von den 27 Kreisſekretären 21, von den 
Kreiskaſſenrendanten 20, von den 143 Bürgermeiſtern (die ſämmtlich deutſch 
reden) 122, von den 120 Diſtriktskommiſſarien 106; von den 4311 ländlichen 
Ortsvorſtehern ſind der polniſchen Sprache mächtig bis zum Schreiben 1269; 
bis zum Sprechen 1807, bis zum Verſtehen 181. Wenn Sie dies unpar⸗ 
teüſch erwägen, jo werden Sie die Vorwürfe von tendenziöſen Germaniſi⸗ 
rungsverſuchen nicht für begründet erachten. — Eines noch zuletzt. Es iſt 
das Beſtreben aller Behörden in der Provinz Poſen, und auch das meine, 
die Provinz immer mehr zu einer preußiſchen Provinz zu machen, und wir 
hoffen, daß wir bei Ihnen und der Staatsregierung jtet3, wenn es nöͤthig 
ſein wird, Unterſtützung finden werden. Treten Sie der Commiſſion bei. 
Es iſt von höchſtem Intereſſe für die Regierung wie für die Verwaltungs⸗ 
Behörden, daß die nun einmal beſtehenden Differenzen beſeitigt werden. 
Dies kann aber nur durch ein Geſetz geſchehen. (Lebhafter Beifall.) 
Abg. v. Niegolewski;: Für Schleswig verlange man nationale Rechte; 
die Rechte der oe aber ſeien garantirt. Die wiener Traktate feien bis 
jetzt nicht aufgehoben. Die Polen wollten nicht Zweckmäßigkeit, nicht Milde, 
nicht Mitleid, ſondern ihr Recht. So lange noch ein Pole im Großherzog⸗ 
thum Poſen exiſtire, habe er Anſpruch auf ſein Recht. Wolle man ihm ſein 
Recht nicht geben, ſo hebe man das Geſetz auf; man habe ja die Gewalt 
dazu. Die nach der Beſitzergreifung ergangenen Geſetze hätten das Recht 
vollkommen anerkannt. Der Redner wendet ſich gegen die Ausführungen 
des Juſtizminiſters, der früher als Chef der Juſtiz in —— das Recht der 
polniſchen Nationalität auf die polniſche Sprache anerkannt habe; ſeitdem 
derſelbe die Provinz verlaßen, habe das entgegengeſetzte Verfahren Platz ge⸗ 
kiffen. Nichts kränke mehr als Hohn, dem ſeien die Polen ſtets ausgeſetzt. 
ache der Minifter ſei es, die Beamten anzuweiſen, daß fie das Recht ach: 
ten. Seit ſo auffallende Ausdrücke auf der Miniſterbank gefallen, erlaubten 
ſich die Deutſchen gegen die Polen noch ärgere wer Fee — Der Aus⸗ 
druck: „nach dem Bedürfniß der Parteien“ ſolle der Gebrauch der Sprache 
ſich entscheiden, könne nur heißen, daß die Parteien ſelbſt über ihr eigenes 
Bedürfniß entſchieden (Heiterkeit rechts). Wie man aber in ſolchen Fragen 
verfahre, zeige die Thatſache, daß das Appellations⸗Gericht in Bromberg 
dem vorigen Juſtizminiſter abgerathen habe, einen Polen als Rechtsanwalt 
in Trzemeszus anzuſtellen. Es ſei vorgekommen, daß ein Eid aus Unkennt⸗ 
niß der Sprache falſch geſchworen worden. Die Polen würden dahin kommen, daß 
ſie lieber kein Wort deutſch mehr ſprächen. Die Germaniſirung entwür⸗ 
dige die 3 die Polen hätten nie andere Völker gekraͤnkt; man ſolle fie 
nicht verhöbnen. 
Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. 
Abg. v. Bentkowski (als Antragſteller) beſtreitet unter großer Unruhe 
des Hauſes eine Anzahl Behauptungen des Miniſters und des Abg. v. Bonin. 
Abg. v. Zoltowski (But) zu einer porſönlichen Bemerkung: Er ſei das 
von dem Abg. v. Bonin gemeinte Mitglied des Provinzial⸗Landtages und 
habe ſich vollkommen im Rechte befunden. 
Berichterſtatter Abg. Tamnau führt aus, daß der Antragſteller das Ge⸗ 
ſetz von 1817 unrichtig aufgefaßt habe. In dem Geſetze heiße es, daß in 
gerichtlichen Verhandlungen „nach dem Bedürfniß der Parkeien“ verhandelt 
werden ſolle; darunter ſei aber keineswegs die nationale Auffaſſung ge⸗ 
meint, welche die polniſchen Mitglieder hervorheben; das gehe klar aus den 
N enden SS des Geſetzes hervor. Es beſtehe aber noch eine principielle 
— Die Provinz Poſen fei durch das Patent vom 15. Juni 1815 
von dem Könige von Preußen „mit voller Souveränetät und als volles 
Eigenthum wie zuvor“ in Beſitz genommen worden. Die jpäteren Erklärun⸗ 
gen und Erlaſſe Friedrich Wilhelm III. zeigten hinlänglich, daß die Folge: 


1 5 rungen, welche man polniſcherſeits aus dem Okkupationspatente zöge, unbe⸗ 


ründet ſeien. Eine Endigung des Streites a legislativem Wege ſei wün⸗ 
ſchenswerth; deshalb empfehle er den Comm.⸗Antrag. Vor allem müſſe an 
dem einheitlichen Zuſammenhange der Provinz Poſen mit der ganzen Mo⸗ 
narchie feſtgehalten und den Deutschen in Poſen Schutz verliehen wer⸗ 


den (Beifall). | 


Poſen noch eine polniſche Provinz ſei. Ich glaube vielmehr, im Namen g 
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Abg. Graf Cieszkowski bittet die Abſtimmung auszuſetzen; es liege 
noch eine Petition gleichen Inhalts vor, und er hätte eigentlich das Recht, 
dabei das Wort zu nehmen; es ſeien in der Diskuſſion unglaubliche Dinge 
von Verkennung der einfachſten Grundſätze des Völkerrechts vorgekommen, 
die einer Widerlegung bedürften. Der Präſ hält dieſe Annahme für un⸗ 
richtig, da die Diskuſſion ſonſt gar kein Ende nähme. — Abg. Graf Ciesz⸗ 
kow ski klagt, daß nach Anhörung zweier Redner die Distuſſion geſchloſſen 
worden. — Der Präſ. erwidert, daß das ein Beſchluß des Hauſes ſei, dem 
er und der Abgeordnete ſich zu fügen habe. 

Der Antrag der Commiſſion wird angenoumen, Gegen denſelben ſtim⸗ 
men die Polen, die Abgg. Reichenſperger (Köln) und noch einige andere 
Mitglieder der katholiſchen Fraction. Die Petition wird durch die Discuſſion 


als erledigt betrachtet 
Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Ubr. Tages⸗ 


ordnung: Verleſung einer auf das Indigenat der amneſtirten Flüchtlinge be⸗ 
zuͤglichen Interpellation des Abg. Senff, Zeitungsſteuer, Marine⸗Etat. 


Berlin, 23. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht: Die Kreisrichter v. d. Becke in Soeſt, 
Schubert in Eſſen, Geck in Werden, Heintzmann in Eſſen, Mei⸗ 
ling in Hattingen und te Peerdt in Weſel zu Kreisgerichts-Räthen 
zu ernennen; den Rechtsanwalten und Notaren Köſter in Schwelm, 
Ax in Mühlheim a. d. Ruhr und Schröder, genannt v. Schirp, 
in Eſſen den Charakter als Juſtizrath; dem Kreisgerichts⸗Salarien- und 
Depoſitalkaſſen⸗Rendanten Stöhr in Soeſt den Charakter als Rech⸗ 
nungs⸗Rath und dem Kreisgerichts⸗Secretär Baltz in Bochum den 
Charakter als Kanzlei⸗Rath zu verleihen. 

Der bisherige Gerichts-Aſſeſſor Harſſewinckel in Wiedenbrück iſt 
zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Bielefeld und zugleich zum 
Notar im Departement des Appellationsgerichts zu Paderborn, mit An⸗ 
weiſung ſeines Wohnſitzes in Wiedenbrück, ernannt worden. 

Der Advokat Amlinger in Trier iſt zum Anwalt bei dem Land⸗ 
gericht daſelbſt ernannt worden. 

Se. Majeftät der König haben allergnädigſt geruht, den nachbe⸗ 
nannten Perſonen die Erlaubniß zur Anlegung der ihnen verliehe⸗ 
nen Orden ꝛc. zu ertheilen, und zwar: des Commandeur⸗Kreu⸗ 
zes zweiter Klaſſe des herzoglich braunſchweigſchen Ordens Heinrichs 
des Löwen: dem Major von Beſſer, beauftragt mit der Führung 
des Magdeburgiſchen Huſaren-Regiments (Nr. 10); des Ritter⸗Kreuzes 
des herzoglich ſachſen⸗erneſtiniſchen Haus⸗Ordens: dem bisherigen Oberſt⸗ 
ieutenant und Commandeur des Train- Bataillons des IV. Armee⸗ 
Corps, Oberſten a. D. Tiedemann, und der dem herzoglich ſachſen⸗ 
erneſtiniſchen Haus⸗Orden affilirten ſilbernen Verdienſt-Medaille: dem 
Wachtmeiſter Wetzel vom Train⸗Batalllon des IV. Armee⸗Corps. 


Breslau, 24. Mai. ee Geſtohlen wurden: Matthias⸗ 
Straße 93, ca. 5 Scheffel Erbſen; Bahnhofſtr. 6b, ein ſchwarzer Tuchrock, 
mit ſchwarzem Kamlot gefuttert, ein Frauenkleid von ſchwarzem Twill mit 
ange Kattun gefutkert, und ein ſchwarzſeidenes Herren⸗Halstuch; Hum⸗ 
merei 22, ein weißer geſtickter Unterrock; El, 1, ein ſchwarzer Tuch⸗ 
Frack, ein Paar ſchwarze Tuchhoſen, ein weißes Tiſchtuch mit gelben Blu: 
men, ein kupfernes „ Quart⸗Maß, eine meſſingene Lichtſcheere, 1% 
Butter und ein halbes Brodt; Neumarkt 33, eine rothgeblumte Bettdecke; 
Reuſcheſtr. 54, ein brauner wollener Frauen⸗Oberrock; 
weißer Barchent⸗Unterrock; im Stadttheater nach beendeter Vorſtellung, ein 
Winter⸗lleberzieher von ſchwarzgrauem Stoff mit ſchwarzem 93 
und ſchwarzen Aermeln und Schooßfutter, jo wie ein braunfeidener Regen: 
ſchirm mit Stahlgeſtelle und genarbtem ſchwarzen Horngriff; aus der ver⸗ 
ſchloſſenen Schirrkammer eines Neubaues auf der Neuen⸗Schweidnitzerſtraße, 
vier Zollſtöcke, ein meſſingener Zirkel, ein Meſſer, eine graue Drillichjacke, 
eine blaue gewirkte Friesjacke, eine blaue Barchentunterjacke, zwei Paar blaue 
Socken, ein Strohhut mit ſchwarzem Bande, eine Lederſchürze, ein Paar alte 
Stiefeln und zwei Paar Lederſchuhe. 5 ; 

Verloren wurde: ein goldner Siegelring mit glatter Platte, letztere in 
Form eines Schildes. g 5 

Gefunden wurden: ein Portemonnaie mit Geld, ein Hundemaulkorb mit 
der Steuermarke Nr. 1340/61 verſehen. 

[Verſuchter Selbſtmord.] Am 22. d. M. gegen Abend ſtürzte ſich 
ein hieſiger 37 Jahr alter verheiratheter Schneidergeſelle in angetrunkenem 
Zuſtande in den ſog. Waſchteich am Lehmdamm, um ſeinem Leben ein Ende 
zu machen. Derſelbe wurde indeß von zwei Schuhmachergeſellen, welche ſich 


zogen. Ehelicher Unfriede 
Veranlaſſung gegeben. 


Telegrapbiide Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 23. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. begann zu 69, 40, ſtieg 
auf 69, 45 und ſchloß hierzu unbelebt. Conſols von Mittags 12 Uhr wa⸗ 
ren 91% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zprz. Rente 69, 45. ur Rente 
26, 25. Zprz. Spanier 49%. Iprz. Spanier 43%. Silber⸗Anleihe —. 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 512. Credit⸗mobilier⸗Aktien 710. Lomb. 
Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. . 

London, 23. Mai, Nachm. 3 Uhr. Börfe unthätig. Silber 60%. 
Wetter ſchön. Conſols 91%. Iproz. Spanier 43. Mexikaner 22%. Sar⸗ 
dinier 831%. Sproz. Ruſſen 102. 4½ proz. Ruſſen 91. — Die Dampfer 
„Bremen“ und „Bohemian“ find aus Newpork eingetroffen. 

Wien, 23. Mai, Mittags 12 Uhr 30 Min. Sehr beliebt. 5proz. 
Metall. 68, —. 3 ½ proz. Metall. 58, 50. Bank⸗Aktien 776. Nordbahn 
196, 50. 1854er Looſe 89, 50. National⸗Anlehen 80, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 283, —. Grebitattien 177, 30. London 141, 25. Hamburg 
105, — Paris 55, 75. Gold —, —. Silber „ —. Eliſabetbahn 177, — 
vomb. Eiſenbahn 205, —. Neue Looſe 116, 75. 1860er Looſe 85, 50, 

rigen a. M., 23. Mai, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterreichiſche 
Effekten feſt und etwas höher. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗ 
Bexbach 133. Wiener Wechſel 83. Darmſt. Bankaktien 182%. Darm: 
ſädter Zettelbank 231. öproz. Metall. 45%. 4 K proz. Metall. 12. 1854er 
Looſe 61%. Oeſt. Nat.⸗Anleihe 55%. Oeſt.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 
229. Oeſterr. Bank⸗Antheile 648. Oeſterr. Credit⸗Aktien 145%, Neueſte 
oſterr. Anleihe 61%, Oeſterr. Eliſabetbahn 1%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 21%. 
Mainz⸗Ludwigsh. latt. A. 104. 3 

Hamburg, 23, Mai, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Börſe fe. Schluß⸗ 
Courſe: National⸗Anleihe 56%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 62. Vereinsbank 
100%. Norddeutſche Bank 87%. Diskonto — Wien —, - 

Hamburg, 23. Mai. [Getreidemarkt.] Weizen loco unverändert 
bei geringem Umſatz. Roggen loco flau, ab Königsberg ſtille; ab Peters⸗ 
burg pr. Juli 67 bezahlt und zu haben. Oel pr. Mai 24%, pr. Ottober 
25%. Kaffee kleines Conſum⸗Geſchäft. Zink ſtille. 

Liverpool, 23, Mai. [Baumwolle.] 12,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe feſt. 3 


ee EE P- aus BEE 

Berlin, 23. Mai. Auch heute war die Haltung der Börſe nur ſehr 
mittelmäßig belebt, die Stimmung hingegen noch günſtiger als an den bei⸗ 
den früheren Börſentagen dieſer Woche. Man verdankte dies hauptſächlich 
den re auswärtigen Courſen, namentlich den von Wien kommenden, die 
für leitende Effekten eine raſche Steigerung aufweiſen. Ueberdies waren 
auch ſonſt Momente vorhanden, die der Stimmung der Börfe zu ftatten ka⸗ 
men, ohne aber auf die Kaufluſt anregend zu wirken; namentlich war die 
Beſorgniß vor einer weiteren Disconto⸗Erhöhung in Lon don geſchwunden, 
manche Berichte ließen ſelbſt eber eine Herabehung möglich erſcheinen. 
Trotzdem war das Geſchäft wegen zu großer Feſtigkeit der Inhaber eher 
beſchränkter, und nur in einzelnen Gilenbahn-Attten Fam es zu großen Um: 
ſätzen mit anſehnlichen Coursſteigerungen. Die meiſten anderen Effekten 
waren allerdings außerordentlich feſt, verbeſſerten jedoch ihren Cours tand 
nicht oder doch nicht weſentlich. Der Geldmarkt ift unthätig, aber flüſſig: 
Disconto 2½ — 4 %, die höhere Rate jedoch meiſt nur für Bankplätze zu 


bedingen. 
ie Eiſenbahn⸗Aktien find beinahe ohne alle Ausnahme feſter. Wenn⸗ 
ac be Ane ſich nur auf eine kleine Anzahl von Aktien erſtreckte, ſo 
5 nzen Markt ein günſtiger Einfluß daraus hervor. Be⸗ 
ing doch für den ganz gu 8 
liebt waren vor Allem Freiburger; ſelbſt 1 % böber mit 103% war zu An- 
fange ſchwer anzukommen, es wurde bald 104, zuletzt ſelbſt 104% bewilligt. 
Die Umjäge waren im Grunde nicht jo bedeutend, als die quobe Coursſtei⸗ 
gerung vorausſetzen laſſen möchte, allein es fehlte an effektiven Abgebern 
und dieſer Umſtand erleichterte der Haufje-Spekulation ihre Operationen. 
ur Oberſchleſiſche blieb 121 zu machen, Littr. B. waren % billiger mit 
09% vorhanden. Die kleinen Aktien ſehr ſtill, Nordbahn aber beliebt und 


x 


hatte angeblich zu dem beabſichtigten Selbſtmorde 


(Pol.⸗Bl.) 


hlauerſtr. 23, ein 


bis dahin in ſeiner Begleitung befunden hatten, ſofort wieder ans Land ge: g 


1 mehr (44 — 70) leicht zu machen; Wittenberger 15 höher 
De 95 5 5 abe % % (22%). Oppeln % % böher (33 „ ser 
7 illiger (33). ö A 

In Prioritäten nur vereinzelt Umfäge, in Anleihen ſehr wenig Verkehr, 
nur in 4½ % ging Einiges um, der letzte Cours (102%) war ſehr feſt. 

Metalliques gaben um 4 — 4 nach, Nationalanleihe wich bis 56%, 
wurde aber mehrfach 8 56% und zum Schluſſe auch 56%, % unter geſtri⸗ 
ger Endnotiz gehandelt. a 

Obſchon in einzelnen Deviſen, wie London und Frankfurt, größere Poſten 
verkehrten, war doch die Frage für Wechſel eine ſchwächere als ſonſt. Kurz 
Holland war offerirt, langes gut zu laſſen, Banco verkäuflich; London ging 
in Poſten zu um 4 Sgr. erhöhter Notiz um, doch verlor ſich ſpäter der Bes 
gehr; kurze Sichten blieben am Markte. Paris erhielt ſich gut verkäuflich. 
Wien hob ſich gegen letzte Wechſelnotiz um 7 Thlr., gegen geſtern verlor 
es ſo viel, burg Sicht war angetragen. Augsburg und fen rt erhielten 
ſich begehrt. Petersburg verkehrte nach bervortretendem Angebot 4 billiger 
(vom 21. lautete der dortige Cours auf London 34%). — ließ ſich 
% nadgebend placiren. Warſchau wich um J, gegen geſtern um 
fand dazu Nehmer. (Bank- u. 


Berliner Börse vom 23. Mai 1861. 


3.) 


Fonds- und Geldeourse. 1 — 
Freiw. Staats-Anleihe[41,|102 B. Oberschles. B. . 7% 3½ 109 ½ B 
Staats Anl. von 1860, dito 0 77. sh 121 bz. 
52, 54, 55, 56, 57 E. De dito Prior A..| — 4% bz. 
dito 1803| 4 ach ba. dito Prior E. — 311524, @. 
dito 1859] 5 |106%, bz. dito Prior C — 90% B 
Staats- Schuld-Sch. . 3% 881% bz. dito Prior D.. — 490% ba. 
Präm.-Anl. von 1855 3½ 121 B dito Prior E.. — 37794 6. 
Berliner Stadt-Obl. . 4% 102% 0. dito Prior F.. — 47 on de. 
8 N Neumärk. . 37.192 bz. Oppelu-Tarnow. N 33½% ba. 
3 dito dito 109% bz Prinz- W. (St.- V.) 4164 ba. 
Pommersche 7 9975 G. Rheinische — 483% bz 
SJ dito neue. 99 ba. dito (8) Pr. 4 
3 Posensche .. 4 101% bz dito Prior. 4 86% G. 
A 971% dito v. St. gar.“ — 381% G. 
dito neue 91½ be Rhein-Nahebahn | — 221, ba. 
ee a BB Ruhrort-Crefeld. | 34,13% 17742 G. 
Bil Io ar = Starg.-Posener ..| 314341844, G. 
© Pommersche 498 b Thüringer 6 107%, ba. 
E Posensche 494% bz üringer .. 82 
2 A 8 Wilheims-Bahn . 433 bz. 
= | Preussische ...... 4 |98 8. dito Prior .. — | 4 |83%, bz. 
Br eateru. Bhelm „1.4, 106fchhe dito III. Em. | — 487% ba 
Sächsische 499 G. 1 i % 
a 1 dito Prior St. — 4½/74½ G. 
Schlesische 4 8 G. dito dito | — 791 b. 
Louledor n. — 10 %% 6. 2 
Goldkronen +... .. .. .. 5% G. 


Ausländische Fonds, 1800 F. 

Oesterr. Metall. . . . 5 148 ä 481, bz. Berl. K.-Verein.| 5 | 4 114% 0. 
dito 54er Pr.-Anl. | 4 644, B. Berl.-Hand.-Ges. | 5½ 4 |80 bz. 
dito neue 100-A.-L.| — |54%, Berl. W.-Ored. @&| — |5 I = _ 
dito Nat.-Anleihe.| 5 56%, 4 ½ bz Braunschw.Bank| 4 | 4 |68 B. 
dito Bankn.n.Whr.| — 71½ b Bremer 5 498% B. 

Russ.-engl. Anleihe .. | 56 104% B Coburg. Credit-A.] — | 4 [60 . 5 
dito 5. Anleihe . . 5 |87%, G Darmst. Zettel-B.| 7%] 4 |93% G. (excl. D.) 
dito poln. Sch.-Obl.| 480% G. Darmst.Credb.-A.| 44 

Poln. Pfandbriefe ...|4 |- — Dess. Creditb.-A.| 0 | 4 |12% ba. 
dito III. Em... . 483 ½ bz. Disc.-Cm.-Anthl. | 5½ 4 B. 

Poln. Obl. 4 500 Fl. 4 |92 bz. Genf. Creditb.-A. 04 4 ½ bz B. (excl. 
dito a 300 Fl..| 5 93¼½ 6. raer Bank 44 D. 
dito & 200 FL.|— 1231, G. Hamb. Nrd. Bank 4 | 4 G. 

Poln Banknoten. . |87% bz. u. G. a 114 9215 bz. 

Kurhess. 40 Thir. TR bz. Hannov. 574 4 bz. 

Baden 35 Fl. — 30%, G — = „ 10 6 G. (excl. D.) 

Actien-Course, Magd. e 24 480 * che 
Die, 2— Mein.-Creditb.-A.| 5 470% B. 

* 1860 E. Minerva-Bwg.-A.| — 5 18 B. 
Aach-Düsseld 3½ 3½ 77½ 0. Oester. Ordtb.-A.| 5 | 5 61 462%, ba. u. G. 
Aach.-Mastricht. | — | 4 20% bz. Pos. Prov.-Bank 1,4 2% B. 
Amst.-Retterdam| 6 | 4 80% bz. Preuss. B.- Anthl 7 4 123% ba. 
Berg.-Märkische | 5% | 4 12 0. Schl. Bank- Ver. 1H. 
Berlin-Anhalter ‚| 6%| 4 14 bz. Thüringer Bank | 2½ 4 53% B 
Berlin-Hamburg. | 6%) 4 118 ba. Weimar. Bank. . 4 | 4 [73 
Berl.-Potsd,-Mga. | 9 | 4 139% bz. 

Berlin-Stettiner .| 644) 4 110 G. 

Breslau-Freibrg. | 5½ 4 |104 ba. 

Cöln-Mindener .. 102 3% 152 4 152%, bz 

Franz.$t.-Eisenb.| — 133 bz. u. G. 

Ludw.-Bexbach. | 9 | 4 |133 @. 

Magd.-Halberst. 18 4 228 bz. 

Magd.-Wittenbrg.] 2 4 40 bz. 

Mainz-Ludw. A. 5 ½ 4 |104%, à 105 bz. 

Mecklenburger . 2½ 4 5 G. 

Münster- Hammer 4 | 4 bz. 

Neisse-Brieger .. 4 B. 

Niederschles. ... 4 96 ½ dz. 

N.-Schl.-Zweigb. 4 135 B. 

Nordb. (Fr.-W.) 444, A ½ bz 
dito Prior. . . 4 100 G. 

Oberschles. A. . Ts 35 121 ba. 

Berlin, 23. Mai. Wei e. loco 70-85 Thlr. pr. 2100 Pfd. — 
oggen loco 78pfd. 45% Thlr., 80—8Slpfd. 46 Thlr., 81 . 46 


or. Mai⸗Juni 26 — 7 Thlr. bez., dez Juli⸗Aug. und 
Br. und Gld., Juni⸗Juli 11 — 11% Thlr. bei: 
11 Km * Br., 8 12% 


„Br. und Gld., Aug.⸗Septbr. 19% —Y Thlr. bez. und Br, 19%, 
Thlr. Gb, Sept.⸗Oktbr. 0 Br. und G0 „Nov. 


184 Thlr. bei: 2 
„Weizen ohne Geſchäft. Roggen in effektiver Waare fand zu ermäßigten 
Preiſen etwas mehr Beachtung, daher der Umſatz belebter war. Termine 


eröffneten matt und niedriger, befeſtigten ſich dann und ſchloſſen weſentlich 
höher und gefragt. Gekundigt 10,000 Eine. Rüböl wurde zu nachgebenden 
Preifen und mäßig umgeſetzt und ſchließt etwas feſter. Spiritus feft und 
etwas höher bezahlt. Gekündigt 100,000 Quart. N 


# Breslau, 24. Mai. Wind: Süd⸗Süd⸗Weſt. Wetter: freundlich 
bei ſehr ſchwüler Temperatur. Thermometer Früh 9° Warme, Barometer 
BY, Der Waſſerſtand der Oder erhielt ſich unverändert. Die An⸗ 
gebote waren im e ſowohl von den Bodenlägern, als den Babn⸗ 
und Waſſerzufuhren belangreich; obwohl fremde Käufer am Markte nicht 
fehlten, konnte ſich eine Preisbeſſerung nicht Geltung verſchaffen. 

Weizen ſchwache Kaufluſt, pr. 84pfd. weißer 78—93 Sgr., gelber 75 bis 
91 Sgr. — Roggen, zu letzten Preiſen blieb Kauflust, höhere Forderungen 
fanden jedoch keine Beachtung, pr. Sapfd. 61—63 Sgr., fein —65 


— Gerſte fehlt in feiner Waare, pr. 70pfd. weiße 52—56 BE elbe 44 t 8 
50 1 5 — Hafer blieb geſucht, pr. 50pfd. ſchleſiſcher 32—: gr. galizi⸗ 
ſcher 30—33 Sgr. — Erbſen in date ge zu 2 icken 
ſchwacher Umſatz. — Delf aaten u — Mais begehrt und ſelbſt 
— in wen + * 
hoͤher bez. — Schla 1 9 8 ff Sure 
izen 70-85—92 Wi cken 40—4 
/ DEE Bois. ee br 
Roggen re: 61-65 Schlagleinſaat . 70-80—- 90 
Gerſte 4—50-54 Winterrapjs 5 
Hafer 30—33 —36 Winterrübfen ..... — — 


.. 50 Sommerrübfen. -- — — 
faaten ſchwacher Umſatz, zumeiſt in den U eren weißen Sorten; 
Hein pr. Sad a 150 


Thlr., Herbſt 


Rohes Rüböl „ 
o 18% Thlr., 


12 Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 rt à 80 % Tralles 
Mai⸗Juni 18% 5 Du 


— 0a 2 

Poſen, 23. Mai. Wetter hell, warm. Roggen: ſchwach behauptet, 

Gek. — Wispel. Loco per d. Monat Mai⸗Juni 48% uni⸗ Juli 

43% bez. u. Br., Juli⸗Aug. 43% bez Br. u. G Br. 
Spiritus: matter. Gel. 6000 & r b. 

Br., % Gld., Juni 18% bez. ©. u. Br, Juli 18% 

18% G., September 18% bez. u. G., 19 Br. 


bez. u. 
Eduard Mamroth. 


twortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau 
Drud von Geaß, Barth u. Comp. W. Jriedrih) in Breslau 


‚und . 


wart. per d. Monat 18%, dez. u. 
GE, Me 


